
Einstellung der
Sozialhilfe infolge
verweigerter aArbeitn
Ein kritischer Kommentar

Die von der Schweizerischen Konferenz
ftir Sozialhilfe (SKOS) herausgegebenen
Richtlinien für die Ausgestaltung und
Bemessung der Sozialhilfe (SKOS-Richt_
linien) wurden im fahr 2005 revidiert.r
Darin wurde die in städtischen pilotpro-
grammen bereits pnhizierte Möglichkeit

den Bezug von unterstütnungsleistungen hilfeleistungen richten. In der stadt Zü-der sozialhilfe auch nicht irftillt. ö"r rich beisfiJlr;;i* existieren gegenwär-Bundesgericht stellt dementsprechend 
1g g"_ rärl.närn ang.uote explizit ftirfest: rKeinen Anspruch hat somit, wer söziarhirfeämpningerinnen/_empfdnger:

solche Leistungen beansprucht (gemeint uBasisbeschäftigung,; ueualifikations-
sind sozialhilfeleistungen, kw; oüwohrer programme,,, uTeilrohnjobsr; <Gemein_obiektiv in der Lage wäre, sich - insbe- ntitiig. Arbeitr; rTägesbeschäftigung>..
sondere durch Annahme einer zumutba- Diese" nrog;re sind entweder demrer Arbeit - aus eigener Kraft die ftir das agemeinnützigen Arbeitsmarktn oderUberleben erforderlichen Mittel selber zu döm ,erweit.i.n Arbeitsmarkt, zuge_verschaffen; denn sorche personen stehen ordnet, und die Entschädigung für dienicht in jener Notsituation, auf die das geleisteten nArbeiten, erfolggemässdenGrundrecht auf Hilfe in Notlagen zuge- ,euidie,ten sKos-Richtlinien. Zusätzlichschnitten ist' Bei ihnen fehlt äs berelts zum <Grundbedarf fürden lrbensunter-an den AnspruchsvoraussetzunS€D ...,ra haltr wird den teilnehmenden im rge_In den revidierten sKos-Ricüüinien' meinnützigen ÄÄeitsmarktr eine clnte-ist.die Möglichkeit.der <Einstellung von grationszul"ag., ,na im nsrwsllsrten Ar-Leistungen für die Grundsicheirng, feitsmarkträin.fintormensfreibetrag>

(Kap' A'8'51 ganz analog unter venräis zugesprochen., Gleichzeitig wird daraufauf Art. 12der Bundesverfassung begrün- hdtdriurn, Jrr, äie rEntschädigungen,r
det. Dort heisst es: *ln einen-sol".hrn aufl:eden f.if _unieraem niedrigstenaufFall-(insbesondere, wo jemand eine zu- dem nrbeitrrr.r.t erzielbaren Einkom-mutbare Arbeit annehmen könnte, aber men, riegen müssten, damit der <Anreiznic.ht annimmt, kw) wird das subsidia- auf eine"Äü;; von der soziarhirferitätsprinzip verletzt, und damit ist eine bestehen UleiUir.i'Auch damit ist klarder beiden Voraussetzungen von /or. 12 gesag, dass die hogramme Bestandteirder Bundesverfassung nicfit mehr erfüilt. o q* i9iq4r,rrr, ,i"a, die Abrösung von der(Kap. A.8.5) Sozialhilfe auct in äen programmen drin

Nun ist es ailerdings so, dass die oArbei- ;:::!f,',:::::j|:r?äfi 
"il;ää;Htenr, iig in den drei vom Bundesgericht 

rye1d1'nngr.r,artigt n nicht in der Lagebeurteilten Fällen von den BetrJffenen sind, rfür si.r, ,u ,ä.grn,r. Die vom Bun-abgelehnt wurden (nArbeiteno im pro- aesgdcht auig.rt.'nt. Behauptung, dassgramm oArbeit statt Fürsorger (stadt die-oder a.r Einrline durch TeilnahmeBern), im nsozialrohnproiekto (stadt so- in o"n n.s.r,artiä""grprgrammen in dielothurn) respektive im..siadtrschen Tag- Iage. venetzt *rär,'"nir sich zu sorgenD,lohnprogrammr (stadt. schaffhausenfi, ist-nicht,rtrrn*o-. wäre sie zutreffend,der sozialhilfe in wirkrichkeit g., nicüi müsste man ;a - fointiert formuriert _vorgelagert, sondem serber neitandteir ailen in aen ries.r,litigungrprogrammen
der Sozialhilfe sind, sie sich explizit an nArbeitenden, Jie-sozialhilfegelder so_Bezügerinnen und Bezüger von soziar- rort mif aem' aüu,n.nt streichen, dass

verankert, enverbslose Bezügerinnen und
Bezüger von Sozialhilfeleistungen im
Gegenzug für die gewährte Untentüt-
zung zu so genannten o Gqfenleistungen >

oder Arbeitsleistungen zu verpflicliten.
Es stellte sich schon im Zusammenhang
mit den Pilotprogrammen die Frage, wai
passiert, wenn eine Sozialhilfeleistungen
beziehende Person zur oArbeitr aufge-
boten wird, sich aber weigert, diese lu
venichten. Iknn ihr die Sozialhilfe infol-
ge verweigerter cArbeitr eingestellt, das
heisst ganz gestrichen werden? In ver-
schiedenen Städten kam es zuhärcdenz-
fällen von eingestellter Sozialhilfe infolge
venveigerter rArbeit> und verschiedene
Betroffene haben dagegen bis vor Bun-
desgericht geklag. Das Bundesgericht

I SXOS-Richtlinian 2005: Richtlinien für die Ausccstel-
tung_und Bemessun3 der Sozialhilfe. Empfehlu4en zuhinden
der Sozialhilleorgane von Bund, Xantonen, Geäe;rai" ,"J
Organrs8tionen der privaten Sozialhilfe. 4. überarbeitete
Ausgabe April 2005. Herausgcpben von der Schrrcizerischen
Konferenz für Sozialhilfe- (SKOS), -
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hat in allen Fällen festgestellt, dass die

infolge venveigerter cArbeit r vollzogene
Einstellung der Sozialhilfe rechtensiei.,
Die Begründung des Bundesgerichts, die
in allen drei hier angeftihrten Fällen im
Wesentlichen dieselbe ist, vermag aller_
dings nicht zu überzeugen.

Das Bundesgericht verweist in der Be_
gründung seiner Entscheide zentral auf
den Artikel 12 der Bundesverfassung,
der da lautet <Art. 12 Recht auf Hille
in Notlagen Wer in Not gerät und nicht
in der lage ist, für sich zu sorgen, hat
Anspmch auf Hilfe und Betreuung und
auf die Mittel, die für ein mensihen-
würdiges Dasein unerlässlich sind.> Mit
diesem Artikel sei - so argumentiert das
Bundesgericht - klargestellt woden, dass
*der Grundsatz der Subsidiaritjit giltrs,
womit gemeint ist, dass die Sozialhilfe
immer nur suixidiär zur Möglichkeit des
Einzelnen zum Einsatz kommen könne,
cftir sich zu sotgenD. Wenn eine person

somit also zwar in Not gerate, dabei aber
doch oin der l:ge> wäre, <für sich zu sor-
genr, dann falle der nachgelagerte Einsatz
der Sozialhilfe dahin und entsprechend
seien die Anspruchsvoraussetzungen für

z Bundcsgerichtsurteil vonr 4. März2(n3 ep.l47l,fn2r
( 'Rerner Fall,); Bundesgerichtsurteil vom 6. Nä"emUer ZOOj
12P275 /2fr)31 (. Sololhumer Fall,); Bundesgerichtsurreil vom
I 4. Januar 2004 (2P.ZS I / 2m1l 1. Schaffhauier f all, ;.

..-. r. 8GE von,ti[. llnr.lr-2oo4 (tp:svlnOq+ Z.ilt<+

,^_r _ln:_ Bundesgerichtsurteil vom 14. fanuar 20O4

rüüyiü,:J"!:"hn'öä:;llil;lt"riirm,i's;
f.:t1',{rT,'l{,":"ff l.r*l*T;;rrull[,.*i;,
thumer Fall,): z:iff. J.l, S-2.: SKoS-Richtlinien 2005: Richtlinien für die Auscestal_
lllsji9 *g'es6uns der soziathitfe. nrnpu,iunÄ',ulliä.n
oer üozta_thlneorgane von Bund, Kanloncn, Gimeinden undur8anlsallonen der oriwlen Sozialhrlfe. 4. übenrbeitefe
Ausgabe April 2005. H.ou.g"g*U.n ,* ä", S"iir.;ffi;;- ^' l(orftrsre liir Soztelfttfü 6XOSI. -. --: -r :-:-::l::"-:

^ 
t Ütenleisung des Stadlnler an den Cemeinderal derst8dt. zürich: Neuausrichtung ae, Art.ilsiii."äti"" 'i-

Doratoepart?ment, Bericht an den Gemeindurai. W"irunltlo vom tJ.09.2{D6: S. t2.

^--l_.ln, 
d.r Soziathilfepnxis scheint über die konkreteAurstoct(ung des Grundbederfs sowohl mit Bezuf auf rliekonkrcte Höhe als auch die Art (rlntsgrali66sruf.loJ"j'.,

. rrnrommensfreibelrag,) eher Unklarheit zu bestchen.
_ " Doztatoepartement der Stadl Zürich (llng.): Ncue
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diese jetzt ja in der Lage wären, afür sich
zu sorgenr. Das geht eben gerade nicht.
Wenn eine Bezügerin oder ein Bezüger

von Sozialhilfeleistungen sich also wei-
gert, an einem Beschäftigungsprogramm

teilzunehmen, dann venveigert sie oder er

damit genau nicht die Möglichkeit, <für

sich zu sorgenr, und also wird auch die

in Art. 12 der Bundesverfassung stipu-
lierte Anspruchsvoraussetzung (nicht in
der Lage sein, für sich zu sorgen) nicht
verletzt.

Nun könnte ja argumentiert werden,

dass die Beschäftigungsprogramme die

"Ablösung' von der Sozialhilfe zwar
nicht unmittelbar bewirken, sie aber doch

einen gewichtigen Schritt in Richtung
rAblösungr darstellen und dieses auch
der Grund sei, weshalb eine Teilnahme
erzwungen werden müsse. Die Behaup-

tung nun aber, dass die den Bezügerinnen

und Bezügern auferlege Arbeitspflicht
der Integration tatsächlich förderlich
sei, müsste empirisch geprüft und beleg
werden. Das haben die so argumentie-
renden Behörden und Gerichte bislang
nicht getan.e Bei einer Prüfung würde
festgestellt werden, dass intemationale
empirische Analysen in ausserordent-

licher Deutlichkeit darauf hinweisen,
dass die pflichtigen Beschäftigungspro-
gramme hinsichtlich Integrationswirkung
entweder nichts bringen odergar kontra-
produktiv für die Betroffenen sind.'o Vor
dem Hintergrund derdivenen Studien ist

e Das Bundesgpricht rpricht die Frage ryar rn, wlcist
dann abcr nicht etwa auf cmpirische Bcfiindc, sondem auf
Belcuerungen vor allem von Erponentcn der SKOS und
stellt zugleich in einer eigenartigen Formulicrung fest, dass
die Annahme eincr durch die rVerpflichlung zur Tbilnahme
an Inlegntions- und Beschäftigungprognmnrn'.erfolgcnde
Veöesscrung dcr lege der B€trolfenen .im flbrigen als
gerichlsnotorisch bezeichnet werdenr kSnne (ln: Bundesge-
richtsurteil vom 14. Jenuar 2004 {2P25 I l?flJ.t (.Schrllhauser
Fall'): Zifi. 5.5). Eine unrichtige Bchauptung wird dadurch,
das die Gerichle sie ohne Hfung s6ndig wiedcrhohn, nicht
ricbliger.

ro Vgl. unter andcren: Shragge, Eric (ed.): Worftfarc: ldeo-
lolcr for a new undcr-class. Toronto, frario: Grnmond 1997;
Handler, |ocl, F.: Social citizenship rnd worthre in the US
and Wcatern Europe: fmm slatus to contrlct. ln: foumel of
Eumpean Social Policy 20OJ (13: 3): 229-243; van Oorschot,
Mm: A Critical Review of Dutch Ac'tivation Policies and
their Oulcom€s. ln: fournald Social Foltg 2fiP{Jt$: J99-
420.

Opielka zuzustimmen, wenn er feststellt,

dass ointemational vergleichende, empi-

rische Bilanzen der Politiken der <Akti-

vierungr beispielsweise in Grossbritan-
nien und den Niederlanden vernichtend
aus(fallen)rtt . Handler stellt fest, dass es

im Rahmen pflichtiger clntegrationsmass-

nahmen) infolge der dabei installierten
Kontroll- und Sanktionierungssysteme
nur umso mehr zu Prozessen der sozialen
Ausgrenzung kommt.t2 Paradoxerweise
gelangen sogar solche Forschungen, die

die Arbeitspflicht befürwotten, hinsicht-
lich der Wirkungen zu einem negativen

Ergebnis. So beispielsweise der Volks-
wirtschaftler Gerfin in jenem Gutachten,
auf dessen Basis die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe die Richtlinien
für die Ausgestaltung und Bemessung

der Sozialhilfe revidierte: *Allerdings ist
darauf hinzuweisen, dass in der Mehrzahl
der Evaluationsstudien zur aktiven Ar-
beitsmarktpolitik in verschiedenen Län-
dern kein positiver und oft ein negativer
Effekt von Beschäftigungsprogrammen
auf die Wahrscheinlichkeit, enverbstätig
zu werden, gefunden wird. Insofern kann
also nicht davon ausgegangen werden,

dass dieser Weg (gemeint ist die von
Gerfin zuhanden der SKOS vorgeschla-
gene Umstellung der SKOS-Richtlinien
hin zu <aktivierendenn Massnahmen;
kw) zu deutlich erhöhter Enverbstätig-

keit der betroffenen Personen führt.nrr
Es wird offen eingesüanden, dass dieser

Weg nicht nur nicht dazu führt, dass die

Betroffenen wieder in die Lage versetzt

werden, ofür sich zu sorgen)r, sondern

er deren diesbezüglichen Chancen gar

zusätzlich schmälert.rl Damit aber wird
das Argument, die pflichtigen Beschäfti-
gungsprogramme wären der Integration
der Betroffenen förderlich und müssten

ItOpielka, Michael: Altemativtn zur Aktivierung? ln:
Archiv für Wissenschaft und Praris det sozialo A.bcil 56,
2ü)5: 3rt-48. Vgl. zu den Niederlanden insbercnderc auch:
van Oonchot 2ü)2, op. cit.

tz Handler, Ioel, F. 2ü)3, op. cir.
rr Gerlin, Michael: Schlussberichl Evalurtion det Richtli-

.nicn dcr il(l!... Zuhsn{ga. Qr-.ffi ygiperiahgq.fg$gtury 
--für Sozielhilfe (SKOS),3. luni 2004: S. 19.

deshalb erzwungen werden, hinfällig. Das
bedeutet nun nicht etwa, dass man auf
Integrationsprogramme in der Sozialhilfe
verzichten sollte, sondern ganz einfach,
dass es unbedingt notwendig wäre, die
Programme freiwillig auszugestalten.rs
Das würde im hrigen auch sofort eine
Steigerung von dercn Qualität mit sich
bringen.

Sodann wäre zu prüfen, inwieweit es sich
bei den pflichtigen Beschäftigungspro-
grammen der Sozialhilfe um Formen von
cZwangs- oder Pflichtarbeitr handelt.'.
Im Rahmen der Internationalen fubeits-
organisation ILO (International labour
Organization), einer Sonderorganisation
der UNO, besteht ein nübercinkommen
über Zwangs- oder Pflichtarbeit'r, das
von der Schweiz am 25.5.1940 ratifiziert
wurde." Darin lautet der Artikel2, Ab-
satz 1: nAls ,Zwan.gs- oder Pflichtarbeit'
im Sinne dieses Ubereinkommens gilt
iede Art von Arbeit oder Dienstleistung,
die von einer Person unter Androhung
irgendeiner Strafe verlang wird und für
die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung
gestellt hat., Und der Artikel l, Absatz
I lautet nfedes Mitglied der Internati-
onalen Arbeitsorganisation, das dieses
Ubereinkommen ratifiziert, verpflichtet
sich, den Gebrauch der Zwangs- oder
Pflichtarbeit in allen ihren Formen mög-
lichst bald zu beseitigen.r Die beim

. Bundesgericht vorstellig gewordenen So-
zialhilfeempfängerinnen und -empfänger

tr Es sci an dieser Slelle nach der Bilanz beispielswcisc des
Stadtzürcher Pllolprognmms mit dcm Tltel rChancenmodell'
(vgl.: ecqenscitigkeitlprinzip und Anrtize in der Sozialhilfe:
Das Chancenmodell,, Entscheid der Fürsoryebchörde vom
12.6.01/fuli 2001) gefngt. Mit dem .Chenccnmodelb wurden
die spätcr rcvidierten SKOS-Richtlinicn voilrctgcnommen.
Das Programm wurde evaluiert, doch dic Evaluationsergeb-
nisse wurden nie veröllentlicht. Gemäss dcn Angrben des
damals dafür angestellten Fonchen fielen die Eryibnisse zu
negativ aus, und also habe man auf eine Venillentlichung
rrezichtet.

t5V8l dazu bercits: Wyss, Kurt: Arbeit statt Soz.ialhilfe?
Einwrstanden, aber nur zu lü)% firiwillig und angemessen
enllöhnt! ln: impact Nr. 4, 2fi)l.

'6 
Diesc Frage ist vom Bundesgericht in keinem der hier

angesprochenen Fölle geprüft worden.
tt lntemalionale Arbcitsorjanisation (ll,O): Übereinkom-

men 29: .Ubercinkommen über 7-wangs- oder Pflichtarheit

J.t3l9r (y3,!r-Vt :y..rlq..grg!otcx/39raqn4ocs/cqnydirpl.
hlm: hier Dokumeni C29).

haben sich für die oArbeiten' in den
Beschäftigungsprogrammen nicht frei-
willig zur Verfügung gestellt, und sie sind
infolge der Ablehnung der qArbeitenn

mit der Streichung der ihnen zustehen-
den Sozialhilfeleistungen, das heisst der
minimalen Existenzsicherung, bestraft
worden. Es ist davon auszugehen, dass
es sich hierbei um einen Bruch des ILO-
Abkommens über Zwangs- oder Pflicht-
arbeit handelt.'EVon <Zwang, wäre nicht
nur mit Bezug auf den unter Androhung
der Streichung des Existenzminimums
ausgeübten Zwangin die Beschäftigungs-
programme hinein zu sprechen, sondern
auch mit Bezug auf die Art und Weise,
wie die Menschen in den Programmen
drin behandelt werden. Es scheint näm-
lich geradezu zur Essenz der pflichtigen
Beschäftigungsprogramme zu gehören,
die cBeschäftigtenr mittels möglichst
tiefer Entschädigung und immer relativ
schlechteren Arbeitsbedingungen unter
permanenten Druck zu setzen, dies mit
dem Argument, dass (negative Anreize,
bestehen bleiben müssten, damit die Be-
troffenen sich weiterhin bemühten, sich
wieder von der Sozialhilfe <abzulösen)'. te

Diesbezüglich lässt sich viel auch aus der
Geschichte der Armenfürsorge respektive
der <,Armen -,Zucht- und Arbeitshäusero
lernen, welche ebenfalls weniger dem
Zweck dienten, den Armutsbetroffenen
zu helfen, als vielmehr dem, an den
Betroffenen * und zwat ganz unab-
hängig von deren Möglichkeiten - ein
Exempel zu statuieren, um so indirekt
die onormale,r Bevölkerung sozial zu
disziplinieren.T

trVtl. zurdeutschen Diskussion im Zusammenhang mit
Hartz lV: Segbcn, Franz: Arbeit unter Zwang. Die Zukunft
penonnaher Arbeit. ln: Widenpruch, Heft 49, 2005: S. 6l
-71.

t0 Vgl. llandler 2fi)3, op. cit. Zu den riesigen Sanktkrnsra-
ten in den Bcschälligungsprrgrammen dcr USA vgl.: Meyers,
Marcia; Harper. Shannon; Klawitter, Marieke; l,indhorsl, Täry:
Review of Rescarch on TANF Sanctions. Rcport to Washing.
lon Slüte WorkFint SubCabinet. Univenity of Warhinglon /
Wesl Coast Poverty Center, Scatlle, fune 2006 (wu r,.wort(first.
wa.gov/about/sanclion_litereturc- linal.pdf).

D Vgl.: Sachsse, Christoph; Tbnnstedt. Florian: Geschichte
der Ärmenfürsoryc in Deutschland. Vom Spätmifielalter bis
zum Eßten Weltkrieg. Slutlpsrt: Kohlhammer 1980.
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Auf der Basis der hier besprochenen
Bundesgerichtsentscheide kann eine So-
zialbehörrde praktisch nach Belieben oAr-

beitenr generieren und - wiederum nach
Belieben - ausgesuchte Bezügerinnen

und Bezüger von Sozialhilfeleistungen
zu diesen rArbeitenr m'ingen. Wenn die
Betroffenen die .Arbeitenr venveigern,
kann die Sozialbehörde ihnen die Unter-
stützungsleistungen ganz streichen, und
wenn die Betrofrenen die .Arbeiteno

leisten, dann hat man sie gefangen im
strafend-stigmatisierenden Sog der Be-

schäft igungsprogramme.

Kurt Utrss, ]g. 1959, ist selbständig
erwerbender Soziologe in Zürich.
Er führt vonviegend Fonchungspro-

iekte zu Fragen der Sozialhilfe durch
und hat für die Rote Revue zuletzt in
Nr. 4/2005 über den Arbeitsbegiffin
den revidierten SKOS-Richtlinien
geschrieben.
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